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Angenommen, Sie hätten nur eine einzige Spritze, aber die Wahl
zwischen einem Milliardär, einer südafrikanischen Mutantin und einem
101-Jährigen, was würden Sie tun? A) lockern, b) das Gewerbe oder c)
Thomas Aeschi? Häufig stehen wir Menschen vor solchen Problemen, auf
die uns die Evolution nicht vorbereitet hat. Das war schon beim Frauen-
stimmrecht vor 50 Jahren so, und nicht anders ist es mit der sog. E-ID. Als
der Mensch noch in kleinen Gruppen durch die Savanne zog, war Identität
kein Problem. Hiess einer Horst, so hiess sein Sohn Horstssohn, und wenn
es eine Tochter war, so hiess sie Horstweibsstochter, weil dem Horst seine
Frau eben Horstsweib hiess, und nur die besten Jäger trugen einen Dop-
pelnamen wie Mendelssohn-Bartholdy. Heutzutage jedoch ist gerade im
«Internet» die sichere Identifizierung eine Herausforderung. Stellen Sie sich
vor, Sie hätten noch 1000 Bitcoins, die Sie irgendwann aus Versehen ge-
kauft haben. Leider haben Sie das Passwort vergessen und wissen viel-
leicht nicht einmal mehr, ob ihr User-Nickname nun «Geiles§%&luder69»
oder «Hansulrich#bigler123» gelautet hat. Hier kommt die E-ID ins Spiel.
Sie dient als Universalpass für all ihre «Aktivitäten» im «Internet» und zeigt,
wer und wie Sie wirklich sind. Man beantragt sie bei einem privaten Anbie-
ter, der Bund bestätigt sie auf einer abhörsicheren Leitung per Fax – fertig
ist die E-ID. Fehlt nur noch das Passwort. Es sollte mehrere Sonderzeichen
enthalten und gut zu merken sein, denn notieren ist ein No-Go.

Peter Schneider (Mendelssohntochter§$/#Chantal132)

P.S.Who’s who in Zeiten
der Identitäts-Politik

Daniel Lampart, Chefökonom und
Europa-Stratege des Gewerk-
schaftsbundes, wählt deutliche
Worte: «Was jetzt verhandelt wird,
wird den Lohnschutz nicht gewähr-
leisten. Doch ein Abkommen ohne
eigenständigen Lohnschutz kön-
nen wir nicht akzeptieren.» Grund
für die Absage, bevor überhaupt
ein Verhandlungsergebnis vorliegt:
Der Bundesrat verzichtet in den
Verhandlungen auf die Forderung
an die EU, dass der Lohnschutz
weiterhin eigenständig von der
Schweiz ausgestaltet werden darf.
Stattdessen will er sich nur einzel-
ne Elemente garantieren lassen.
Mit dem vorzeitigen Nein der Ge-
werkschaften rückt eine Mehrheit
für das Abkommen auch in einer
neuen Version in weite Ferne.
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Gewerkschaften
lehnen neuen
EU-Vertrag ab

Noch unveröffentlichte Zahlen der
Krankenkassen zeigen die Auswir-
kungen der Pandemie. Insgesamt
sind 2020 die bezogenen Leistun-
gen der obligatorischen Grundver-
sicherung um 430 Millionen Fran-
ken auf 34,6 Milliarden Franken
gestiegen. Unmittelbar auf Covid-
Erkrankungen sind etwa 350 Mil-
lionen Franken zurückzuführen,
schätzt der Krankenkassenverband
Santésuisse. Nicht eingerechnet
sind jedoch sämtliche indirekten
Corona-Kosten. Das Virus ver-
mochte das Kostenwachstum im
Gesundheitswesen also nicht wie
erwartet zu dämpfen. Auch Ge-
sundheitsminister Alain Berset
kündigte unlängst an: «Wir gehen
davon aus, dass die Prämien we-
gen Corona steigen werden.»
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Nach Corona
droht der

Prämienschock

Normalerweise kontrolliert der
Präsident des Verwaltungsrats (VR)
den CEO. Doch bei der Raiffeisen-
Gruppe war es umgekehrt. VR-Prä-
sident Johannes Rüegg-Stürm liess
sich von seinem Untergebenen Pie-
rin Vincenz kontrollieren. Das geht
aus den Befragungsprotokollen der
Zürcher Staatsanwaltschaft hervor.
Staatsanwalt Thomas Candrian
fragte Rüegg-Stürm in seiner Ein-
vernahme: «Ihnen stand auch eine
Firmenkreditkarte der Raiffeisen
zur Verfügung. Wie gestaltete sich
die Abwicklung in Ihrem Fall?»
Antwort Rüegg-Stürm: «In mei-
nem Fall habe ich für die Auslagen,
die ich hatte, die Belege gesam-
melt.» Dann habe er sie mit der Ab-
rechnung eingereicht. Visiert wur-
den sie dann von Pierin Vincenz.
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Vincenz segnete
Spesen von

VR-Präsident ab

Es ist absehbar, dass sich die De-
batte über die Corona-Impfung in
nächster Zeit verschärfen wird.
Denn es mehren sich die Hinwei-
se, dass Geimpfte nicht nur sich sel-
ber schützen, sondern viel weniger
ansteckend sind. Das würde die bis-
herige Impfstrategie des Bundes
auf den Kopf stellen. Dann wäre es
nötig, dass sich möglichst die gan-
ze Bevölkerung immunisiert –
selbst die unter 18-Jährigen. «Wenn
wir sehen, dass die Impfung einen
Einfluss hat auf die Verbreitung
des Virus, dann müssen wir eine
hohe Durchimpfung anstreben»,
sagt Christoph Berger, Präsident
der Eidgenössischen Kommission
für Impffragen. «Dann brauchen
wir selbst die Kinder.» Das Szena-
rio bringt Impfverweigerer in Be-
drängnis. Schweiz― 5

Müssen bald alle
Kinder geimpft
werden?
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Denis von Burg, Adrian Schmid
und Arthur Rutishauser

Der Gesundheitsminister hatte keine
guten Neuigkeiten: Alain Berset hat
den Bundesratsparteien bei den Von-
Wattenwyl-Gesprächen am Freitag Sze-
narien für den Fortgang der Pandemie
und die Dauer des Lockdown präsen-
tiert. Dabei wurde klar, dass der Bun-
desrat Ende Februar die derzeit gelten-
den Einschränkungen für private Tref-
fen, die Schliessung von Läden und Res-
taurants sowie die Veranstaltungsver-
bote vorerst weiterführen will.

Der an den Gesprächen anwesende
SP-Co-Präsident Cédric Wermuth be-
stätigt: «Berset hat verschiedene Sze-
narien erläutert und erklärt, dass die
Unsicherheiten auch weiter anhalten
werden – und deshalb wohl auch ge-
wisse Massnahmen über längere Zeit
beibehalten werden müssten.» Noch
am Mittwoch hatte Berset vor den
Medien lediglich erklärt, die Lage sei
unübersichtlich, und der Bundesrat ste-
cke in einem «Dilemma».

In einem Brief an die anderen Par-
teien und die Bundeskanzlei behaup-
tete die SVP gar, Berset habe an den

Von-Wattenwyl-Gesprächen am Frei-
tag eine Weiterführung des Lockdown
bis zum Sommer, etwa bis «Juli/Au-
gust», angekündigt. Andere Parteiprä-
sidenten dementieren diese Behaup-
tung und sprechen von parteipolitisch
motivierter Angstmacherei.

Klar ist aber, dass man im Bundes-
rat derzeit grössere Lockerungen frü-
hestens für den Frühling plant. Exper-
ten wie der oberste Kantonsarzt Rudolf
Hauri rechnen damit, dass der Bundes-
rat wegen der Virusmutationen vor-
übergehend gar noch schärfere Mass-
nahmen ergreifen könnte.

Economiesuisse will keine
«Verschärfungen auf Vorrat»

Auf der anderen Seite ist die Hoffnung
der Wirtschaft auf baldige Lockerungen
gross. «Wir wollen nicht, dass es noch
zu Verschärfungen auf Vorrat kommt»,
sagt Christoph Mäder, Präsident des
Wirtschaftsdachverbands Economie-
suisse. Gleichzeitig skizziert er Ideen,
wie auch Unternehmen bei der Bekämp-
fung der Pandemie helfen können. So
müsse es möglich sein, «dass Arbeitge-
ber Tests in ihren Betrieben anordnen
können», sagt Mäder. Schweiz― 2/3

Lockdown-Ende
imMärz ist
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Alain Berset macht den Bundesratsparteien klar,
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Die neuen mRNA-Impfstoffe sind
hochwirksam, doch sie haben
einen entscheidenden Nachteil:
Es braucht nach vier Wochen eine
zweite Dosis, um eine optimale
Immunisierung zu erreichen.
Jetzt zwingen Lieferverzögerun-
gen der Hersteller die Kantone
dazu, ihre Impfkonzepte anzu-
passen.

So muss etwa der Kanton Ba-
sel-Stadt, bisher schweizweit an
dritter Stelle bei der Verabreichung
von Impfstoff, sein Tempo dros-
seln, wie die Sprecherin des kan-
tonalen Gesundheitsdeparte-

ments, Anne Tschudin, auf Anfra-
ge sagt: «Wir haben unsere Vorge-
hensweise angepasst, sodass wir
auch in Zukunft die vereinbarten
Zweitimpfungen immer sicherstel-
len können.»

Wegen Lieferverzögerungen
greift der Kanton Zürich nun zu
einem ungewöhnlichen Mittel
und streckt das Intervall zwischen
den beiden Dosen auf das emp-
fohlene Maximum. «Die Gesund-
heitsdirektion hat in Absprache
mit Curaviva Zürich entschieden,
die Zweitimpfung in den Heimen
um eine Woche zu verschieben»,

teilte die Gesundheitsdirektion
mit. Mit den für Februar erwarte-
ten Lieferungen könnten diese im
vorgesehenen Zeitfenster von ma-
ximal sechs Wochen verabreicht
werden, schreibt die Behörde.
Dies stimme mit den Empfehlun-
gen des Bundesamts für Gesund-
heit (BAG) und der Eidgenössi-
schen Kommission für Impffragen
(EKIF) überein.

Auch in Glarus, Nidwalden
oder Schaffhausen gefährdete der
Mangel an neuen Dosen die recht-
zeitige Durchführung der Zweit-
impfung. Unter Vermittlung des

BAG erhielten diese Kantone aber
kurzfristig Nachschub aus Luzern
und Bern. Sie werden dieselbe
Menge an Impfstoff später wieder
zurückgeben.

Mit dem aktuellen Tempo
dauert es über zwei Jahre

Mit Bern sprang ein Kanton in die
Bresche, der selbst noch vergleichs-
weise wenige Personen geimpft
hat. Bisher erhielt dort erst ein
Drittel der über 75-Jährigen eine
erste Dosis, schweizweit bildet er
das Schlusslicht. Dies liege an den
gekürzten Liefermengen der Her-

steller und nicht am Impfstoff-
tausch, wie Sprecher Gundekar
Giebel auf Anfrage sagt. Nur des-
halb könnten im Kanton Bern zur-
zeit keine neuen Termine gebucht
werden.

Trotzdem stösst der Tausch bei
Betroffenen, die dort seit Wochen
auf einen Impftermin warten, auf
Unverständnis: «Ausgerechnet der
Kanton, der noch nicht alle über
75-Jährigen geimpft hat, gibt nun
Dosen aus seinem Kontingent an
andere Kantone», sagt eine Frau,
die am Donnerstag ihre 80-jähri-
ge Mutter für eine Impfung anmel-

den wollte. «Bei der Impf-Hotline
des Kantons hiess es, dass es für äl-
tere Menschen keine Impftermine
mehr gibt.»

Das BAG hält in einer Stellung-
nahme fest, man sei sich bewusst,
dass die Lieferengpässe eine He-
rausforderung für die Planung der
Kantone darstelle. Sprecherin
Masha Foursova: «Der Bund ist
mit den Kantonen in Kontakt, um
bei Problemen vermittelnd zu
unterstützen.» Gleichzeitig emp-
fiehlt das BAG den Kantonen, die
Zweitdosen physisch auf Vorrat
zu halten. Cyrill Pinto

Schnelle Kantone sind gezwungen, ihr Tempo zu drosseln
Lieferengpässe bringen die Kantone aus ihrem Konzept. Basel tritt auf die Bremse, Zürich verlängert das Impf-Intervall

Catherine Boss, Roland Gamp,
BernhardOdehnal, Nadja Pastega,
Cyrill Pinto

Der Schweiz stehen wegen der Co-
rona-Impfung schwierige Diskus-
sionen bevor. Vorerst müssen vor
allem alte Menschen und solche in
Pflegeberufen den Entscheid da-
für oder dagegen fällen. Viele sind
skeptisch.

Unter den Angestellten von Al-
tersheimen zum Beispiel will sich
nur rund ein Drittel impfen lassen,
wie eine Tamedia-Umfrage ver-
gangene Woche zeigte. «Es ist mein
Körper, es ist mein Leben», sagt Al-
tenpflegerin Silvia Mäder*, «viel-
leicht weiss man in einem Jahr
mehr über mögliche Nebenwir-
kungen – bis dann lasse ich mich
nicht drängen.»

Auch im Rest der Bevölkerung
machen die Impfskeptiker bis zu
einem Viertel aus. Dies zeigt eine
Bevölkerungsbefragung der ETH
im Auftrag des Bundesamts für Ge-
sundheit (BAG). 3058 Erwachse-
ne nahmen in der zweiten Dezem-
berhälfte daran teil. «Auf die Aus-
sage, sich auf keinen Fall impfen
zu lassen, stimmen 26,5 Prozent
der Befragten eher bis vollkommen
zu», heisst es in einem vorläufigen
Bericht, der dieser Zeitung vorliegt.

Männer und ältere Generatio-
nen sind der Erhebung zufolge of-
fener für Impfungen als Frauen
und junge Befragte. Bei Deutsch-
schweizern liege die Akzeptanz
zudem höher als bei Westschwei-
zern. Und: «Das ‹rechte› politische
Spektrum ist impfkritischer als das
‹linke›», heisst es im Bericht.

Diemeisten finden den
aktuellenWeg gerecht

«Es ist wichtig zu realisieren, dass
diese Umfrage vor Impfbeginn,
vor Publikation und Kommunika-
tion der Impfempfehlung, erfolg-
te», sagt Christoph Berger, Präsi-
dent der Eidgenössischen Kommis-
sion für Impffragen (EKIF). «Dar-
um ist für mich klar, dass da noch
grosse Zurückhaltung gegenüber
den noch ganz neuen Impfstoffen
bestand.» Tatsächlich nahm die Be-
reitschaft laut jüngeren Erhebun-
gen zuletzt zu. Für Berger ist die
BAG-Befragung aber aus einem an-
deren Grund zentral. Sie zeigt, dass
die Befragten die aktuelle Impfstra-
tegie als gerecht empfinden. Über
die Hälfte sprach sich dafür aus, zu-
erst Risikogruppen und Senioren,
dann Gesundheitspersonal, gefolgt

von essenziellen Diensten wie der
Polizei zu impfen. «Dies zeigt das
zunehmende Vertrauen und die
Akzeptanz der Bevölkerung in die-
se Impfung und deren Empfehlung
in der Schweiz», sagt Berger.

Allerdings könnte sich genau
diese Strategie ändern. Bisher hiess
es, der Impfstoff schütze die Ge-
impften, diese könnten aber wei-
terhin ansteckend sein. Doch For-
scher der University of Oxford und
der Firma AstraZeneca, für dessen
Wirkstoff in der Schweiz ein Zu-
lassungsverfahren läuft, legten die-
se Woche neue Ergebnisse vor. Die-
se deuten darauf hin, dass der
Impfstoff auch dafür sorgt, dass
Geimpfte das Virus nicht mehr
weitergeben. PCR-Tests bei einer
zufällig gewählten Stichprobe hät-
ten ergeben, dass die Impfung die
Übertragung um rund 67 Prozent
verringere. Noch seien aber weite-
re Analysen nötig.

Florian Deisenhammer, Leiter der
Neuroimmunologie an der Uni-
versität Innsbruck, hat die neuste
Auswertung überprüft. Für ihn ist
klar: «Insgesamt zeigt sich eine kla-
re Reduktion der potenziellen In-
fektiosität, sowohl nach Erst- als
auch nach Zweitdosis.» Verhalten
optimistisch zeigte sich vergange-
ne Woche auch der renommierte
deutsche Virologe Christian Dros-
ten im NDR. Auch er geht davon
aus, dass Geimpfte das Virus we-
niger verbreiten werden. «Auch
wenn das sicherlich von Impfstoff
zu Impfstoff unterschiedlich ist.»

Sollten sich die Hinweise bestä-
tigen, hätte das direkten Einfluss
auf die Impfstrategie in der
Schweiz. «Wenn wir sehen, dass
die Impfung einen Einfluss hat auf
die Verbreitung des Virus, dann
müssen wir eine hohe Durchimp-
fung anstreben», sagt EKIF-Präsi-
dent Berger. «Dann brauchen wir

selbst die Kinder.» Sonst fehlten
die Minderjährigen als Teil der Be-
völkerung, der nicht geschützt
wäre. «Nicht weil diese Jungen
schwer erkranken, sondern weil die
Zirkulation des Virus dann weiter-
geht, wenn sie nicht geimpft wer-
den», erklärt Berger. Voraussetzung
für diese «Strategie der Durchimp-
fung» sei, dass es zu diesen Alters-
klassen Studien gebe und genü-
gend Impfdosen vorhanden sind,
was noch Monate dauern könne.

Es ist ein Szenario, das Gegner
und Skeptiker der Covid-Impfung
unweigerlich in Bedrängnis bringt.
«Natürlich hat es Konfliktpoten-
zial, wenn sich bestätigt, dass Ge-
impfte weniger ansteckend sind»,
sagt Susanne Driessen, Präsiden-
tin der Schweizerischen Vereini-
gung der Forschungsethikkommis-
sionen (swissethics). «Damit steigt
der Druck auf all jene, die keine
Impfung machen wollen. Weil sie

nicht nur sich selber schützen könn-
ten, sondern auch ihr Umfeld.»

Laut Tanja Krones, Leiterin Kli-
nische Ethik am Zürcher Univer-
sitätsspital, wird Corona schon
jetzt extrem moralisiert. «Sich sel-
ber oder dann auch andere anzu-
stecken, das ist extrem mit Scham
und Schuldgefühlen belastet.»
Schon die Frage der Schutzmasken
oder Verbote im öffentlichen Le-
ben hätte teils heftige Debatten
ausgelöst. «Die Impfung kann
einen weiteren Keil in die Gesell-
schaft, konkret, in einzelne Fami-
lien oder Partnerschaften treiben.»

Lockerungen für Geimpfte
stehen zur Diskussion

Sollte die Impfung eine Verbrei-
tung des Coronavirus vermindern,
stehen zudem Privilegien für Ge-
impfte zur Diskussion. Der Deut-
sche Ethikrat teilte am Donners-
tag mit, Lockerungen für Geimpf-
te liessen sich allenfalls dann recht-
fertigen, «wenn hinreichend gesi-
chert wäre, dass sie das Virus nicht
mehr weiterverbreiten können».

Auch in der Schweiz ist der Bund
derzeit in Abklärung, ob gewisse
Bereiche gelockert werden könnten
für geimpfte Personen. Nächste
Woche will die Nationale Ethik-
kommission im Bereich der Hu-
manmedizin (NEK) dazu ihre Emp-
fehlung publizieren. Parallel wer-
de auch diskutiert, ob es für gewis-
se Gruppen eine Impfpflicht
braucht oder nicht. Oft höre sie,
dass es fast an eine Impfpflicht gren-
ze, wenn man kulturelle Anlässe
oder auch Sportveranstaltungen nur
Geimpften öffne, sagt Susanne
Driessen von swissethics. «Ich per-
sönlich halte das für den falschen
Weg.» Die wirklichen Skeptiker
könne man nicht zum Umdenken
bringen, «die sind völlig resistent».
Die vielen Unentschlossenen und
Verunsicherten müssten der Bund,
die Ärzte, die Gesellschaft mit gut
verständlichen Informationen über-
zeugen können, sagt Driessen. «Mit
Druck erreicht man hier nichts.»

Das sieht auch Pflegerin Silvia
Mäder so. Druck nehme ihr die
Angst vor Nebenwirkungen nicht.
Sie sagt, sie habe 43 Jahre als Be-
treuerin von alten Menschen ge-
arbeitet, sie wolle später ihre Pen-
sion geniessen. Verantwortung für
andere übernehme sie: «Ich trage
ständig Maske und halte aufwen-
dige Schutzmassnahmen ein.»

*Name geändert

Müssen bald alle impfen – selbst die Kinder?
Es gibt neue Hinweise darauf, dass Geimpfte deutlich weniger ansteckend sind. Das könnte die bisherige

Strategie des Bundes auf den Kopf stellen. Und die Skeptiker unter Druck bringen

«Keine Zwangsimpfung»: Junge Corona-Demonstrantinnen imMai 2020 in Bern Foto: Manuel Zingg


